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Zur Frage, ob die Verwaltungsrechtſprechung von den 
ordentlichen Gerichten oder non beſonderen Berwal- 
tungsgerichten geübt werden ſolle. 

(Schluß.) 


Auf die Auseinanderſetzungen Wirth's gibt 
Schmitt folgende „Erwiderung“: 

„In den „Grundlagen der Verwaltungsrechtspflege“ ſuchte ich im 
Weſentlichen die Behauptung zu beweiſen, daß das jetzt noch geläufige 
Dogma irrig ſei, wonach bei Aburtheilung von Rechtsſtreitigkeiten nur 
die Rechtsnormen für die privaten Rechtsverhältniſſe (das Privatrecht) 
abſolut und um ihrer ſelbſt willen, alſo unabhängig von allen fremd- 


nun Geheimrath 


artigen Rückſichten zur Geltung gebracht werden ſollen, die Rechtsnormen dei 
lichen Rechtsgebiets gegenüber der faſt ausnahmsloſen Anerkennung dieſer 


für die öffentlichen Rechtsverhältniſſe aber (das öffentliche Recht) bei 
Beurtheilung daraus entſpringender Rechtsſtreitigkeiten nur in ſteter 
Rückſichtnahme auf den öffentlichen Nutzen, alſo in relativer oder zweck— 
mäßiger Weiſe zu handhaben ſeien. Ich beſtrebte mich, darzuthun, daß 
weder in der Aufgabe der richterlichen Function des conſtitutionell-mon⸗ 
archiſchen Staats, noch in dem formalen Weſen des Rechtsgeſetzes, noch 
in deſſen verſchiedenem Inhalte ein genügender Grund gefunden werden 
könne, von Seiten der richtenden Staatsorgane bei Anwendung des 
objectiven Rechts auf ſtreitige öffentliche Rechtsanſprüche andere Ziele, 
nach anderer Methode zu verfolgen als die Rechtspflege auf dem Gebiete 
des Privat- und Strafrechts, und daß dies Ziel hier wie dort in der 
Conſtatirung des von der ſtaatlichen Geſammtheit ſanctionirten objectiven 
Rechts im einzelnen Rechtsfalle, und zwar des Rechts abſolut und als 
Selbſtzweck liege, der hiezu führende Weg aher in jener juriſtiſch⸗techni⸗ 
ſchen Geiſtesoperation zu finden ſei, die ſich frei von fremdartigen Rück⸗ 


ſichten nach immanenten geiſtigen Geſetzen vollziehe und darum als eine 
beſondere Staatsfunction, d. i. als die richterliche bezeichnet und be— 
handelt werde. 

Wenn nun der Herr Verfaſſer der „Bemerkungen“ darin anführt, 
ich vertheidige die Einheit der Rechtspflege in Behörde und Proceß 
und zwar darum, weil alle (ſubjectiven) Rechte und Pflichten im Weſent⸗ 
lichen vollkommen gleichartig ſeien, ſo waltet hier nach jeder Richtung ein 
Mißverſtändniß ob. 

Wohl iſt es Sache der Rechtswiſſenſchaft, diejenige menſchliche 
Beziehung, welche man im Leben ſubjectives Recht und Pflicht nennt, 
d. i. den allgemeinen Begriff hievon genau und ſcharf zu beſtimmen. 
Aber dieſer allgemeine Begriff umſaßt jedenfalls verſchiedene Arten, die 
ich nicht nur nicht geläugnet, ſondern ſogar in ihrer Mannigfaltigkeit zu 
begründen verſucht habe. (vergl. S. 23 ff.) 

Meine Behauptung geht nur dahin, daß ungeachtet der Verſchieden⸗ 
heit der ſubjectiven Rechte, insbeſondere auch der öffentlichen und privaten, 
im Hinblick auf die gleiche Natur des objectiven Rechts das Ziel und 
die Methode der ſtaatlichen Rechtspflege doch immer ſich gleich bleibe, 
und darum kein innerer Grund zu einer für das Leben und die 


Wiſſenſchaft nachtheiligen Zerreißung der Rechtspflege vorhanden ſei. 


Sachenrechte, Perſonenrechte, Familienrechte, Obligationenrechte, 


Erbrechte u. ſ. w. ſind gewiß ſehr verſchiedenartige Rechte; aber Niemand 
wird deswegen behaupten wollen, daß die verſchiedene Natur derſelben auch 


je eine eigens geartete Rechtspflege für Rechtsſtreitigkeiten hierüber er- 


fordere. Dieſelbe Anſicht hege ich bezüglich der privaten und öffentlichen 


Rechte, ohne damit deren Verſchiedenartigkeit in Abrede ſtellen zu wollen. 
(vergl. S. 103, 104). 

Nun meint aber der Herr Verfaſſer der „Bemerkungen“, zwiſchen 
der Rechtspflege im Gebiete des öffentlichen und jener des Privatrechts 
müſſe denn doch ein Unterſchied ſtatuirt werden, und zwar: 

a) vor Allem im Hinblick auf den Mangel der Dispoſitionsfähigkeit 
der Parteien über das im Streit befangene Recht innerhalb des öffent⸗ 


Dispoſitionsfähigkeit auf dem Gebiete des Privatrechts. Denn in Folge 
davon müßten auch in der verwaltungsgerichtlichen Verfahrensordnung 
alle diejenigen „Rechtsinſtitute“, welche den Parteien eine Verfügung 
über das im Streite befangene Recht ſelbſt ermöglichen, theils ganz aus⸗ 
geſchloſſen werden, wie Haupteid, Notheid, Verjährung, Erſitzung, Ver⸗ 
ſäumniß u. ſ. w., theils nur mit der Beſchränkung zugelaſſen werden, 
daß dadurch nur die Ausübung, nicht auch das Recht ſelbſt berührt 
werden kann, wie Vertrag, Vergleich, Verzicht u. ſ. w. 

Indem mir ſodann der Herr Verſaſſer im Gegenſatz hierzu die 
Schlußfolgerung in den Mund legt: weil jedes Recht eine freie Gebrauchs⸗ 
möglichkeit enthalte, könne man auch auf jedes Recht verzichten, macht 
er mir gleichzeitig bemerklich, daß ich mir eine Vermiſchung der Begriffe 
von Verfügung über das Recht ſelbſt und von Verfügung über deſſen 
Ausübung beigehen laſſe. 


Verweilen wir zunächſt bei dieſem erſten Bedenken des Herrn Ver⸗ 
faſſers, ſo bedauere ich lebhaft, daß derſelbe anch hier wieder meine 
ausdrücklichen Anſichtsäußerungen nicht nur nicht beachtet, ſondern ſogar 
Aeußerungen hinzufügt, die ich nie und nirgends gethan habe. 

Den von dem Herrn Verfaſſer bemerkten Unterſchied zwiſchen den 
öffentlichen und privaten ſubjectiven Rechten glaube ich doch genügend 
hervorgehoben zu haben, wenn ich auf S. 25 meiner Schrift ſage: 

„In Beziehungen, deren Subjecte den Genuß eines Lebensgutes, 
ein jedes ausſchließlich für ſich zu erwirken bezwecken (d. i. in privaten 
Rechtsverhältniſſen)? muß folgerichtig die Dispoſition über das Object 
auch jedem einzelnen Subjecte für ſich zukommen, in der Art, daß es 
dasſelbe auch auſ Andere übertragen oder ganz aufgeben kann, wenn 
ſolches nicht an ſich oder nach dem Zwecke des Verhältniſſes unveräußer⸗ 
lich oder unübertragbar iſt. In Beziehungen dagegen, deren Subjecte 
einen gemeinſamen Lebensgenuß in bleibender, das Leben der Einzelnen 
überſteigender Verbindung (d. i. in öffentlichen Rechtsverhältniſſen) ver⸗ 
folgen, muß ſelbſtverſtändlich auch die Dispoſition jedes Einzelnen aus⸗ 
ſchließlich für ſich hier wegfallen.“ 

Und Seite 110 meiner Schrift bitte ich den Herrn Verfaſſer 
zu leſen: 

„Im Uebrigen iſt allerdings der Genußumfang bei dem öffent— 
lichen ſubjectiven Rechte der Natur des bleibenden generellen Verhältniſſes 
entſprechend, durchgehends in der Art beſchränkt, daß kein Theil für ſich 
frei über das Object disponiren, alſo weder darauf verzichten, noch zu 
Gunſten Dritter darüber verfügen kann. Allein derartige Beſchränkungen 
kommen auch bei privaten Rechten vor, z. B. bei den Familienrechten, 
bei Ernährungsauſprüchen u. ſ. w., fo daß hierin ein ausſchließender 
Unterſchied zwiſchen beiden Rechtsarten nicht obwaltet.“ 

Allerdings kann man alle Rechte als freie Genuß, reſp. Gebrauchs⸗ 
möglichkeiten bezeichnen, inſofern ſie alle ihrem Inhaber ein freies 
Können, im Gegenſatz zu dem in der Pflicht enthaltenen Müſſen ge— 
währen. Aber dieſer Genuß nimmt je nach dem Objecte verſchiedene 
Formen an, indem er z. B. bald durch einfache Unterlaſſung (negative 
Servituten) bald durch poſitives Handeln bedingt iſt, das ſelbſt wieder 
genau umgrenzt ſein oder dem Ermeſſen ſehr weiten Spielraum laſſen 
kann. Insbeſondere kann der Genuß von Sachen bald nur in Benützung, 
bald in Conſumtion, bald in entgeltlicher oder unentgeltlicher Uebertragung 
auf Andere und zwar der Sache ſelbſt oder nur ihres Gebrauchs be— 
ſtehen u. ſ. w. Je nach der Verſchiedenheit der menſchlichen Verhält— 
niſſe und Zwecke haben nun die Rechtsgeſetze die Wahl dieſer verſchie— 


denen Genußformen mehr oder weniger beſchränkt oder freigelaſſen, ſie 


bald als beſondere Rechte conſtituirt oder innerhalb eines Rechtes verneint. 
Abgeſehen von dem Falle der Dereliction (Verzicht) liegt der 


Schwerpunkt deſſen, was man Dispoſitionsbefuguiß nennt, in der Wahl 


der Modalität des Genuſſes, ſo daß Dispoſitionsfreiheit eben als Frei— 
heit in der Wahl der möglichen Genußformen erſcheint. Die Ausübung 
eines Rechts iſt ein weiterer Begriff als deſſen Genuß, ſie umfaßt auch 
die Klage. Des Verzichts wegen wird kein Recht gegeben. Die Befugniß 
hierzu kaun fehlen, ohne daß damit der Begriff des Rechts aufgehoben 
wird. (Vergl. Ihering, Geiſt des R. R. III, S. 307 u. ff.) Die mir 
imputirte ungeheuerliche Folgerung: weil alle Rechte freie Gebrauchs— 
möglichkeiten ſeien, könne man auch alle Rechte frei aufgeben, reſp. 
darauf verzichten, habe ich nie und nirgends gezogen. 

Wenn es nun gewiß iſt, daß der vom Herrn Verfaſſer wie von 
mir ſelbſt oben hervorgehobene Unterſchied zwiſchen privaten und öffent- 
lichen Rechten kein durchgreifender, ausſchließender iſt, ſo iſt klar, daß 


eben alsdann ſtreitige Rechte, welche unübertragbar und nicht aufgebbar 


ſind, ſowohl vor den Civilgerichten als vor den Verwaltungsgerichten 


zur Aburtheilung kommen, hier jedoch ausſchließlich ſolche. Für die 


Richtigkeit des von mir beſtrittenen, oben präciſirten Dogmas folgt hier⸗ 


aus gar nichts; wohl aber die Nothwendigkeit im Proceſfe, ſofern er 


Rechte der genannten Art zum Gegenſtande hat, ſei es vor dem Civil— 
oder dem Verwaltungsgericht, entſprechende Modificatiouen eintreten zu 
laſſen. Vergl. z. B. für den Civilproceß Reichs-Civilproceßordnung § 577. 

Aber auf dieſe Modificationen für den verwaltungsgerichtlichen 
Proceß habe ich ja ausdrücklich ſelbſt aufmerkſam gemacht, indem ich 
Seite 121 meiner Schrift ſage: 

„Doch darf eine Verſchmelzung (der verwaltungsgerichtlichen Or— 
gane mit den ordentlichen Gerichten) nicht dahin verſtanden werden, daß 
nun zwiſchen der Civil-⸗ und Verwaltungs-Rechtspflege ſchlechthin kein 
Unterſchied eintrete. Die Natur des öffentlichen Rechtsverhältniſſes wie nicht 


82 


minder die jeder öffentlicher Verwaltung gebührende Stellung wird viel— 
mehr wie für den Proceß ſo auch für das Gericht ſelbſt Modificationen 
nöthig machen.“ 

! Wenn jedoch der Herr Verfaſſer dieſe Modificationen für den 
verwaltungsgerichtlichen Proceß darin erblickt, daß hiebei Haupteid, Noth⸗ 
eid, Verjährung, Erſitzung, Verſäumniß mit ihren Folgen gänzlich aus⸗ 
i ſeien, ſo kann ich ihm, vielleicht abgeſehen von dem Eide 
als Beweismittel, ebenſo wenig beiftimmen als feiner weiteren Meinung, 
daß rechtlich bindende Verträge, Vergleiche, Verzichte bezuͤglich der Aus⸗ 
übung eines öffentlichen Rechts zuläſſig ſeien. Eine nähere Erörterung 
hierüber würde mich jedoch zu weit führen. 

h) Einen weiteren Unterſchied in der Civil- und Verwaltungs- 
rechtspflege erblickt der Herr Verfaſſer in den Wirkungen der Rechts⸗ 
kraft der beiderſeitigen Urtheile. Der Richterſpruch des Verwaltungs⸗ 
richters ſoll einen anderen Charakter als jener des Civilrichters haben: 

Während der Letztere für die Parteien in eadem quaestione neues 
Recht erzeugt, hat der Erſtere nur einen declarativen Charakter, d. h. 
er ſpricht nur aus, welche der gegenwärtig vorhandenen Rechtsnormen 
und in welcher Weiſe dieſelben auf das ſtreitige Rechtsverhältniß An⸗ 
wendung finden. Der Unterſchied liegt alſo darin, daß der Richterſpruch 
des Civilrichters durch den Eintritt der Rechtskraft eine eigene, ſelbſt— 
ſtändige, von der Geſetzgebung unabhängige Exiſtenz gewinnt, während 
der Rechtsſpruch des Verwaltungsrichters immer nur ein Spiegelbild 
der Rechtsnorm bleibt und mit deren Aufhebung oder Aenderung von 


| 
Bin 


felbſt zuſammenfällt, folglich alsbald durch einen neuen Spruch (inter 


easdem personas et in eadem quaestione) erſetzt werden kann.“ 
| Meiner Anficht nach bleibt der Charakter eines richterlichen Ur⸗ 
theils, welches feinem weiteren Rechtszuge mehr unterliegt, alſo rechts⸗ 
kräftig iſt — abgeſehen von ſeinem verſchiedenen Inhalte — im All⸗ 
gemeinen ſtets der gleiche, mag dasſelbe ein civil oder verwaltungs⸗ 
gerichtliches Urtheil ſein. 

Seine Wirkung iſt überall die der endgiltigen Rechtsſtreit⸗Ent⸗ 
ſcheidung, ſo daß der erhobene oder beſtrittene Rechtsanſpruch fernerhin 
nicht nur ſtaatlich als beſtehend oder nicht beſtehend gilt, ſondern auch 
is derſelbe nicht abermals vor Gericht in Streit gezogen werden kann. 
Inſofern ein Urtheil ein Recht irrigerweiſe zu- oder aberkennt, kann 
man dann allerdings ſagen, daß es Recht ſchaffe oder aufhebe; aber 
dies iſt doch nicht der natürliche Zweck des Urtheils, ſondern nur ein 
mögliches Uebel, welches bei dem höheren Zweck der endlichen Streit— 
entſcheidung unvermeidlich wird und als die weniger nachtheilige, überdies 
durch den Inſtanzenzug möglichſt paralyſirte Folge darein zu nehmen 
iſt. Schwierigkeit bei der Beurtheilung des einzelnen Falles bereitet haupt— 
ſächlich nur die Frage der Identität zweier Rechtsſtreite. 

Was der Herr Verfaſſer als Unterſchied zwiſchen beiderlei Urtheilen, 
den civil- und den verwaltungsrichterlichen, anführt, find nicht Wirkungen 
des Urtheils als ſolchen, ſondern Wirkungen der beſonderen Natur der 
durch das Urtheil eonſtatirten ſubjectiven Rechte, die dieſen auch dann 

zukommen, wenn nicht darüber geſtritten worden iſt, alſo kein Urtheil 
vorliegt. 

Da nämlich die Träger vou privaten Rechten dieſe für ſich und 
durch ſich (d. i. durch eigene private Thätigkeit erwerben (jura acquisita), 
ſo fordert es das allgemeine Rechtsprineip der arquitas (vergl. S. 36 
meiner Schrift), daß ihnen dieſelben gegen ihren Willen zum Beſten der 
Geſammtheit nicht ohne Entſchädigung entzogen werden dürfen. Denn 
andern Falles kämen ja ihre Träger gegenüber den Uebrigen, die ſolche 
Opfer nicht bringen, zu kurz. 

Bei öffentlichen, alſo ſtaatlich anerkannten Verbindungen zur dau⸗ 
ernden Verfolgung gemeinſchaftlicher Lebenszwecke werden die zur Reali⸗ 
firung der letzteren dienlichen Leiſtungen und Genüſſe oder die öffent⸗ 
lichen Pflichten und Rechte der Mitglieder von der Verbindung ſelbſt 
jeweils beſtimmt und den im Laufe der Zeit veränderten Umſtänden 
gemäß auch wieder geändert. Hierbei kann aber, weil alle gleich betroffen 
werden, von einer Verletzung der aequ tas keine Rede fein, alſo auch 
nicht von einer Entſchädigung wegen Rechtsentziehung. (Vergl. S. 26 und 
113 meiner Schrift.) 

Wenn nun ein richterliches Urtheil ein privates Recht, z. B. Eigen⸗ 
thum, in einem ſpeciellen Falle als rechtlich beſtehend erklärt, ſo hat 
dasſelbe allerdings eigene, von dem Geſetzgeber unabhängige Exiſtenz,“ 
inſoferne das ſtaatliche Verfaſſungsgeſetz ausſpricht, daß privates Eigen⸗ 
thum nicht ohne Entſchädigung für das öffentliche Wohl entzogen werden 
dürfe. Allein das Urtheil als ſolches gibt dieſem Rechte nicht die Kraft, 


ſondern nur deſſen eigene Natur, die ganz die gleiche bleibt, wenn auch 
kein Urtheil hierüber vorliegt. 

Ferner: wenn ein Urtheil einen Ortsbürger als bürgergenuß⸗ 
berechtigt erklärt, ein ſpäteres Ortsſtatut aber den Bürgergenuß aufhebt, 
ſo gilt das Urtheil bis zum Eintritt der Wirkſamkeit des neuen Statuts 
und nicht weiter; aber nicht darum, weil dem Urtheile keine materielle 
Rechtskraft zukommt (die es bis zur genannten Zeit, wenn es auch ſach— 
lich irrig war, in Wirklichkeit hat), ſondern darum, weil das gerichtlich 
conſtatirte Recht ſelbſt als ein öffentliches Recht der freien Veränderung 
durch die Geſammtheit unterliegt. 

Ueberdies werden ja wohl auch private Rechte vom Geſetzgeber 
ohne Entſchädigung geändert und entzogen, was dann ja auch der Civil— 
richter im einzelnen Falle wird anerkennen müſſen. 

Um kurz zu ſein: ich kann in den Wirkungen des rechtskräftigen 
Urtheils als ſolchen, je nachdem es ein civil- oder verwaltungsgerichtliches 
iſt, keinen Unterſchied finden; die vermeintlichen Unterſchiede des Herrn 
Verfaſſers ſind Unterſchiede der ſubjectiven Rechte, reſp. der Rechtsver⸗ 
hältniſſe, welche den Gegenſtand des Urtheils bilden; dieſe Unterſchiede 
haben aber für die ſtaatliche Rechtspflege keine Verſchiedenheit in Ziel 
und juriſtiſcher Methode der Rechtsfindung zur Folge. Die Richtigkeit 
dieſer Behauptung hat jetzt auch die badiſche Geſetzgebung anerkannt, 
indem ſie auch dem Verwaltungsgerichte dieſelbe unabhängige Stellung, 
wie dem Civil- und Strafgerichte eingeräumt hat, ſelbſtverſtändlich nur 
zu dem Zweck, damit auch der Verwaltungsrichter ſein Urtheil frei von 
fremdartigen Rückſichten lediglich nach innerer juriſtiſcher Erkenntniß des 
geltenden objectiven Rechts im concreten Falle faſſe, ganz ebeuſo wie der 
Civil- und Strafrichter. 

Wenn der Herr Verfaſſer glaubt, beide Gerichte, das Verwaltungs⸗ 
gericht einerſeits und das Civil- und Strafgericht anderſeits, ſchlechthin 
getrennt halten zu müſſen, ſo bin ich anderer Anſicht, obgleich es zweck— 
mäßig tft, den dermaligen Zuſtand als Uebergangsſtadium noch geraume 
Zeit beizubehalten. Aber die ganze Rechtsordnung iſt und muß eine in 
ſich harmoniſche Ordnung fein. Oeffentliche Rechtsverhältniſſe bilden im 
Leben die Vorausſetzung für private Rechtsverhältniſſe und umgekehrt. 
Schon jetzt urtheilt darum der Civilrichter oft über öffentliche und der 
Verwaltungsrichter oft über private Rechtsverhältniſſe als Vorausſetzung 
zur Erkenntuiß über das unmittelbar ſtreitige Recht. Durch die Zer— 
reißung der Gerichte wird die auch in der Rechtfſprechung ſelbſt nöthige 
Harmonie, abgeſehen von den jetzt zweckloſen Competenzconflicten, nicht 
gefördert.“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Leichen verbrennung. Beiſetzung der Aſche eines in Gotha 
verbrannten Leichnams an geweihter Stätte. 


Am 7. März 1881 ſtarb in K. Frau N.; ſie hatte die Ver⸗ 
brennung ihres Leichnams teſtamentariſch angeordnet. 

Dieſer letztwilligen Verfügung entſprechend, ließen ihre Angehöri— 
gen die Verbrennung der irdiſchen Ueberreſte in Gotha durchführen “) 
und die Aſche in einer verlötheten Blechkapſel nach K. zurückbringen. 

Der Fürſtbiſchof gab zur Beiſetzung dieſer Aſche (der luftdicht 
verſchloſſene Cylinder wurde in eine Marmorhülſe geſtellt) an geweihter 
Stätte, nämlich in der Gruft der Kirche zu K., unter dem Vorbehalte 
die Bewilligung, daß von Seite der politiſchen Behörde dagegen kein 
Anftand erhoben werde. 

Die Statthalterei in Graz, nachdem fie ſich die Ueberzeugung 
verſchafft hattte, daß die Eintragung des bezüglichen Sterbefalles in 
die Sterbematrikel der zuſtändigen Pfarre bereits durchgeführt war, 
erklärte mit Erlaß vom 1. März 1881, Z. 3363, daß wider das 
fragliche Beſtattungsvorgehen, da ſanitätspolizeiliche Bedenken nicht 
entgegenstehen, kein Anſtand erhoben werde. . 


*) Der Stadtrath in Gotha verlangte vor der Durchführung der Ver⸗ 
brennung die Beibringung 1. des Leichenſectionsprotokolles, 2. der Erklarung 
des behandelnden Arztes und 3. eines notariell beglaubigten Auszuges aus dem 
Teſtamente zum Belege, daß die Leichenverbrennung der Wille der Verſtor— 
benen war. 
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Die Genehmigung der Empfangnahme und Quittirung von 


Stiftungscapitalien iſt ſeitens der politiſchen Behörde auch hin⸗ 


| füchtlich jener Stiftungen und Fonde erforderlich, welche von den 


Gemeinden verwaltet werden. 


Das k. k. Oberlandesgericht in Prag hat mit Erledigung vom 
27. April 1880, 3. 12.541, dem Recurfe der k. k. Finanzprocuratur 
in Vertretung der Staatsverwaltung noe. Stiftungstitel gegen den 
Beſcheid des k. k. Kreisgerichtes Kuttenberg vom 24. Februar 1880, 
3. 2452, inſofern damit über Anſuchen des Joſef K. die Einverleibung 
der Löſchung des Pfandrechtes auf dem Hauſe Nr. 496 des Joſef K. 
in Kuttenberg für die Forderungen der Kuttenberger Bürgerſpitalſtiftung 
per 100 fl. W. W. und 200 fl. W. W. bewilligt worden iſt, ſtatt⸗ 
gegeben, den Beſcheid in dem angefochtenen Punkte abgeändert und das 
Geſuch des Joſef K um Bewilligung der Einverleibung der Löſchung 
des Pfandrechtes für die obigen Forderungen auf dem Hauſe Nr. 496 
in Kuttenberg abgewieſen; weil gemäß des Stiftsbriefes dieſer Spital⸗ 
ſtiftung die Gubernialinſtruction für Landſpitäler vom 25. Juli 1838, 
3. 31.766 (Prov. Geſetzesſammlung anno 1838 Nr. 180), für dieſe 
Stiftung die volle Giltigkeit hat, und weil nach § 35 der Allerhöchſten 
Entſchließung vom 14. September 1852, Beilage C der Minifterial- 
verordnung vom 19. Jänner 1853, R. G. Bl. Nr. 10, der k. k. 
Statthalterei in Prag als oberſten Stiftungsbehörde in Böhmen die 
Oberaufſicht über das Vermögen der Stiftungen zuſteht, daher deren 
Genehmigung zur Empfangnahme und Quittirung dieſer Stiftungscapi⸗ 
talien erforderlich iſt, welche jedoch nicht beigebracht wurde. 

Gegen dieſe oberlandesgerichtliche Erledigung brachten die Stadt— 


gemeinde Kuttenberg und Joſef K. den Reviſionsrecurs ein und führten 


in demſelben an: 

Nach dem Hofdecrete vont 7. Juli 1841, J. G. S. Nr. 541, 
ſtand wohl die Entſcheidung über die Annehmbarkeit einer Stiftung, 
über deren Abänderung oder Aufhebung, Anlegung oder Verwaltung 
des Stiftungsfondes ꝛc. den politiſchen Behörden zu; dieſe Verfügung 
iſt jedoch mit Verordnung des Miniſteriums des Innern vom Jahre 
1871 aufgehoben und dabei ausgeſprochen worden, daß, inſofern ſolche 
Stiftungen, Anſtalten und Fonde von den Gemeinden verwaltet werden, 
den Gemeinde- und Bezirks-Ausſchüſſen allein die Befugniß zuſteht, über 
die Verwaltung Aufſicht zu pflegen. Der böhmiſche Landesausſchuß habe 
auch hierüber ein Circular vom 4. Februar 1871, 3. 1841, erlaſſen, 
aus welchem das Verhältniß, in welchem laut der geltenden Geſetze 
die Gemeinden zu ſolchen Auſtalten, betreffend die Verwaltung, ſtehen, 


klar zu erſehen it. Das Kuttenberger Spital ſteht nun unter der Ver⸗ 


waltung des Kuttenberger Stadtrathes, welcher auch die Rechnungen 
über die Verwaltung nicht an das Statthalterei-Departement, wie vor 
dem Jahre 1867, ſondern in Folge der Inſtruction des Landesaus⸗ 
ſchuſſes vom 16. October 1867, Z. 6685, an die Bezirksvertretung 
einſendet Es iſt ſomit die Einwilligung zur Empfaugnahme und Quitti⸗ 
rung der Stiftungscapitalien ſeitens der Statthalterei nicht nothwendig. 
Der k. k. oberſte Gerichtshof hat dieſem Reviſionsrecurſe mit 
Eutſcheidung vom 10. Auguſt 1880, 3. 9230, keine Folge zu geben 
und die in Beſchwerde gezogene obergerichtliche Erledigung unter Ver— 
weiſung auf deren geſetzmäßige Begründung zu beſtätigen befunden. 
Zeitſchr. f. Not. 


Titeratur. 


Oeſterreichiſche Juſtizgeſetze. Mit Erläuterungen aus der 
3 


oberſtgerichtlichen Rechtsſprechung. Von Dr. Leo Geller. Wien 1881, 
Moritz Perles. 


Die der Nr. 14 des laufenden Jahrganges dieſer Zeitſchrift angeſchloſſene 
literariſche Beilage hat eine vollſtändige Inhaltsüberſicht des vorſtehenden Buches 
gegeben. Der Juhalt vor Allem beleuchtet den Werth des Werkes, welches ent⸗ 
hält: Die Civilrechtsgeſetze, als Allg. bürg. Geſetzbuch, allgemeine Wechſelordnung, 
Handelsgeſetzbuch, ferner die Geſetze über die freiwillige Gerichtsbarkeit, Notariats⸗ 
ordnung, Grundbuchsgeſetz, weiters die Civilproceßgeſetze, endlich das Strafgeſetz 


und die Strafproceßordnung, alle dieſe Geſetze begleitet von den entſprechenden, 


die Gebiete ergänzenden Anhängen. Man hat alſo in einem Bande die geſammte 


Juſtizgeſetzgebung geſammelt. Außerdem enthält das Buch die Verfaſſungs⸗ und 


Staatsgrundgeſetze. Die Anhänge umfaſſen überdies wichtige Theile des Grenz⸗ 


gebietes der Verwaltungsgeſetzgebung. Es feien von dieſer hier nur hervorgehoben 
die Geſetze über die Staatsbürgerſchaft, die Reichs- und Landesgeſetze über das 
Waſſerrecht, das Privilegiengeſetz, die Expropriationsgeſetze u. ſ. w. Eine werth⸗ 


volle Beigabe bilden die den Geſetzestexten beigegebenen Erläuterungen aus der 
Rechtsſprechung des oberſten Gerichtshofes, des Reichsgerichtes, des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes und der Miniſterien. 

Der bedeutende Anklang, welchen das Werk bereits fand, veranlaßte die 
Verlagsbuchhandlung, neuerlich noch zwei weitere Ausgaben zu ediren (in 2 Halb⸗ 
franzbände gebunden 7 fl. 50 kr., in 5 Leinwandbände gebunden 8 fl.), außer⸗ 
dem wird ſignaliſirt eine Fortſetzung des Unternehmens, welche die Deiter- 
reichiſchen Verwaltungs- und Steuergeſetze mit Erläuterungen aus der 
Rechtsſprechung umfaſſen ſoll. Auch ſoll von Zeit zu Zeit ein Supplement mit 
Nachträgen zu allen dieſen Ausgaben erſcheinen. 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. IV. Quartal. 


Landesgeſetzblatt für das Herzogthum Krain. 
VII. Stück. Ausgeg. am 31. December. 


15. Kundmachung des Landesausſchuſſes vom 23. November 1880, 
8. 6266, an die Gemeinden, die Bezirksſtraßenausſchüſſe in Krain und den 
Moraſtculturhauptausſchuß in Laibach, betreffend deren Zuſchläge zu den directen 
Steuern im Jahre 1881. 

16. Geſetz vom 25. November 1880, wirkſam für das Herzogthum 
Krain, betreffend Aenderungen des Geſetzes für die Cultur des Laibacher Moor⸗ 
grundes. 

17. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 10. December 
1880, Z. 2471, betreffend die Ausſchreibung der Normalſchulfonds-Landesumlage 
pro 1881. 


Geſetz- und Verordnungsblatt für das oſterreichiſch-illyriſche 


Küſtenland. 
XIV. Stück. Ausgeg. am 11. October. 

17. Geſetz vom 13. September 1880, über die Theilung eines Theiles 
der der Steuergemeinde Verh gehörigen Gemeindegründe. 

18. Kundmachung der k. k. Poſtdirection für das Küſtenland und Krain 
in Trieft vom 29. September 1880, Z. 9442, betreffend die Feſtſetzung des 
Poſtrittgeldes vom 1. October 1880 bis Ende März 1881. 

19. Landesgeſetz vom 14. September 1880, giltig für die Markgrafſchaft 
Iſtrien, womit der zweite und dritte Abſatz des 8 8 des Landesgeſetzes vom 
28. September 1875, Nr. 29, betreffend die Beſtellung und den Wirkungskreis 
der Straßenausſchüſſe, abgeändert werden. 

XV. Stück. Ausgeg. am 13. November. 

20. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 7. November 
1880, betreffend die endgiltige Feſtſtellung der Landesumlagen für den Grund⸗ 
entlaſtungs⸗ und Landesfond der gefürſteten Grafſchaft Görz und Gradisca 


pro 1880. 
XVI. Stück. Ausgeg. am 19. November. 


21. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 18. November 
1880, womit die Betheiligung an der Mailänder National-Induſtrie⸗Ausſtellung 
1881 verboten wird. 
XVII. Stück. Ausgeg. am 2. December. 
22. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 25. November 
1880, betreffend die Landesumlagen für den Grundentlaſtungs- und Landesfond 
der Markgrafſchaſt Iſtrien pro 1880 und 1881. 
XVIII. Stück. Ausgeg am 27. December. 


23. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 20. December 


1880, betreffend die Landesumlagen für den Grundentlaſtungs- und Landesfond Im 


der gefürfteten Grafſchaft Görz⸗Gradisca pro 1881. 
XIX. Stück. Ausgeg. am 31. December. 


24. Geſetz vom 8. December 1880, giltig für die gefürſtete Grafſchaft Görz 


und Gradisca. (Erklärung der Straße von Medana über den Prevale nach Moſſa 
zur Concurrenzſtraße.) 


25. Geſetz vom 8. December 1880, giltig für die gefürſtete Grafſchaft Görz 


und Gradisca. (Erklärung der Gemeindeſtraße von Sagrado über Rubbia nach 
Görz zur Concurrenzſtraße.) 
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Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Miniſter für Landesvertheidigung General⸗ 
major Zeno Grafen Welſersheimb die Würde eines geheimen Rathes und dem 
Finanzminiſter Dr. Julian Ritter von Dunajewski den Orden der eiſernen 
Krone erſter Claſſe, beiden taxfrei, verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem k. und k. außerordentlichen Geſandten und 
bevollmächtigten Miniſter am königl. belgiſchen Hofe Bohuslav Grafen Chotek 
taxfrei das Großkreuz des Leopold⸗Ordens, dem Legationsrathe zweiter Kategorie 
Erich Altgrafen Salm das Comthurkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens mit dem 
Sterne, dem Honorar-Legationsſecretär Julius Schöfer taxfrei den Orden der 
eiſernen Krone dritter Claſſe und dem Geſandtſchafts⸗Attache Heinrich Grafen 
Lützow das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef Ordens verliehen. 

Seine Mojeſtät haben dem geheimen Rathe und Statthalter in Tirol und 

Vorarlberg Bohuslav Ritter von Widmann das Commandeurkreuz des Leopold— 
Ordens, dem Sectionschef im Handelsminiſterium Wilhelm Dewez den Orden 
der eiſernen Krone zweiter Claſſe, dem Stadtpräſidenten in Lemberg Dr. Michael 
Ritter von Gnoinski das Comthurk:euz des Franz⸗Jofef⸗Ordens, den Mini⸗ 
ſterialräthen im Miniſterium des Innern Leopold Ritter von Großer und Joſef 
Raab, ſowie dem Hofrathe in Trient Albert von Rungg das Ritterkreuz des 
Leopold Ordens, dem Landeshauptmann-Stellvertreter in Krain Dr. Johann 
Bleiweis, dem kaiſerlichen Rathe und Statth ilterei-Archivar in Innsbruck 
Dr. David Schönherr, dem Hofrathe bei der ſchleſiſchen Landesregierung Johann 
Ritter Stellwag von Carion und dem Bürgermeiſter von Troppau Statt⸗ 
haltereirathe a. D. Martin Woytech Edlen von Willfeſt den Orden der 
eiſernen Krone dritter Claſſe, dem mähriſchen Landes⸗Oberbuchhalter Alois 
Janecek und dem kaiſerlichen Rathe, Oberinſpector und Generalſecretärs-Stell⸗ 
vertreter der k. k. priv. Südbahngeſellſchaft Franz Träger den Adelſtand 
verliehen. 

Ferners haben Seine Majeſtät das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens 
verliehen: dem Bezirkshauptmanne in Schönberg Julius Boeſe dem Landesarchi⸗ 
var in Brünn Vincenz Brandl, dem praktiſchen Arzte in Wien Dr. Johann 
Kernecker, dem Bezirkshauptmanne in Jägerndorf Julius Krch, dem Bezirks⸗ 
arzte in Capo d'Iſtria Dr. Zacharius Lion, dem Gemeindevorſteher in Radautz 
Adolf Marin, dem Stadtrathe in Krakau Albert Mendelsburg, dem Ober⸗ 

ingenieur und Vorſtande des Landesbauamtes in Salzburg Ferdinand Neußer, 
dem Bürgermeiſter in Steyr Georg Pointner, dem Bezirkshauptmanne in 
Hradiſch Friedrich Radnitzky, dem Bezirkshauptmanne in Sternberg Karl 
Schindelka und dem Betriebsdirector der k. k. priv. Lemberg-Czerunowitz⸗Jaſſy⸗ 
Bahn Karl Oeſterreicher. 

Weiters haben Seine Majeſtät den Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes dem Betriebsdirector der k. k. priv. galiz. Karl⸗Ludwigs⸗Bahn Wenzel 
Sladkowski, dann den Titel eines kaiſerlichen Rathes dem Inſpector der Süd— 
bahngeſellſchaft Euſtach Durſt, dem Bezirksarzte Dr. Karl Gubatta, den Ober- 
Telegraphenamtsverwalter und Vorſtand des Hoftelegraphenamtes in Wien Adal— 
bert Käſtner und dem Hilfsarbeiter im Preßdepartement des Miniſterraths⸗ 
Präſidiums Johann Sojka verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe und niederöſterreichiſchen Finanzpro⸗ 
curator Dr. Friedrich Ritter von Kaltenegger anläßlich ſeiner Enthebung 
von dem Poften eines Landeshauptmannes die Allerhöchſte Anerkennung aus⸗ 
drücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereiſeeretär der ſteiermärkiſchen Statt- 
halterei kaiſerlichen Rathe Anton Stadler den Titel und Charakter eines Statt⸗ 
haltereirathes taxfrei verliehen. 
| Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Troppau Johann Lie⸗ 
biſcher den Titel und Charakter eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director des Havauna⸗Cigarren⸗Magazins der 
Tabakregie Johann Menzler den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Rechnungsrathe Martin Djuris 
den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bauadjuncten Joſef Eig! zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt im Herzog⸗ 
thume Salzburg ernannt. 


Erledigungen. 


Polizeiärztlicher Functionär beim k. k. Bezirkscommiſſariate Joſefſtadt in 
Wien gegen Remuneration, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 103.) 


Soeben erſchienen: 


Dr. Glaſer, Dr. Unger, Walther, Sammlung von civilrechtlichen Ent— 

ſcheidungen des k. k. oberſten Gerichtshofes. Sechzehnter Band. 6 fl. 
Dr. Hye Freiherr von Gluneck, Sammlung der nach gepflogener 

öffentlicher Verhandlung geſchöpften Erkeuntniſſe des k. k. öſterr. 
Reichsgerichtes. Fünfter Theil. 2 fl. 
Eutwurf einer Civilproeeßordnung ſammt erläuternden Bemerkungen. 
Regierungsvorlage. 1 fl. 60 kr. 


Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Stadt, Bauernmarkt 11. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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